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Antrag 

der Abgeordneten Ralf Stadler, Christian Klingen, Franz Bergmüller AfD 

Schießstätten zum Erhalt der Fähigkeiten unserer Sportschützen wieder öffnen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass 
die derzeitige Regelung nach § 14 Nr. 2 Waffengesetz (WaffG) i. V. m Nr. 14.2.1 Waf-
fenverwaltungsvorschrift (WaffVwV) für die Dauer der Corona-Beschränkungen ausge-
setzt wird, welche eine schießsportliche Betätigung einmal pro Monat, also zwölfmal, 
bzw. achtzehnmal verteilt über das ganze Jahr fordert, um das sog. Erwerbsbedürfnis 
für Sportschützen nachzuweisen. 

Ähnlich verhält es sich beim Nachweis des Besitzbedürfnisses, wofür einmal im Quartal 
oder sechsmal pro Jahr eine schießsportliche Betätigung nachgewiesen werden muss. 

Daher soll rückwirkend für die Zeit ab Mitte März 2020 bis zur Wiederaufnahme des 
Betriebs an Schießständen eine Ausnahmeregelung geschaffen werden, welche das 
nicht mögliche Ausüben des Schießsportes anteilig berücksichtigt und so auch bei einer 
weniger oft betriebenen schießsportlichen Betätigung, als in der WaffVwV gefordert, ein 
Bedürfnis gegeben ist. 

 

 

Begründung: 

Aufgrund der laufenden Beschränkungen durch das Infektionsschutzgesetz sind auch 
Schießstände von Schützenvereinen betroffen, sodass die schießsportliche Betätigung 
seit Mitte März 2020 und später seit Mitte November 2020 in ganz Bayern nicht mehr 
möglich war. Daher konnten betroffene Sportschützen auch keinen Eintrag ins Schieß-
buch nachweisen. Der Erwerb z. B. einer Waffenbesitzkarte würde dadurch unmöglich 
gemacht, da eine zeitliche Lücke seit März 2020 entstanden ist. Daher soll es für die 
Zeit ab Mitte März 2020 bis zur Wiederaufnahme des Betriebs an Schießständen eine 
Ausnahmeregelung geben, die dieser von den Sportschützen unverschuldeten Situa-
tion Rechnung trägt. 

 

 


